
Der Beitrag beleuchtet die Bestrebungen zur Beschneidung des 
Umweltrechtsschutzes durch das Maßnahmengesetzvorbereitungs-
gesetz sowie zu einer möglichen Rückkehr zur materiellen Prä-
klusion vor dem Hintergrund des Unionsrechts und der Aarhus-
Konvention.

1. Einleitung 

Im Moment ist das Thema „Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren“, das bereits in den 1990er 
Jahren eine bedeutsame Rolle spielte, 1 wieder en vogue. 2 
Im März 2020 wurde das Maßnahmengesetzvorberei-
tungsgesetz (MgvG) verkündet. 3 Dadurch wird die Mög-
lichkeit geschaffen, künftig über bestimmte Infrastruk-
turprojekte nicht mehr durch Planfeststellungsbeschluss, 
sondern durch Maßnahmengesetz zu entscheiden. Die in 
der Diskussion um das Gesetz zur weiteren Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Verkehrs-
bereich erhobenen Forderungen zur Wiedereinführung der 
materiellen Präklusion für alle Umweltrechtsbehelfe konn-
ten sich (noch) nicht durchsetzen.

2. Projektzulassungen durch Maßnahmengesetz 

Vermutlich weil man die Beschleunigung bei Verkehrs-
projekten für so dringlich erachtete, wurde den zur Stel-
lungnahme aufgeforderten Einrichtungen keine effektive 
Gelegenheit dafür (s. § 47 GGO) zum Referentenentwurf 
eines Genehmigungsbeschleunigungsgesetzes eingeräumt. 
Beispielhaft sei nur auf die Stellungnahme Nr. 47/2019 des 
Deutschen Anwaltvereins durch den Ausschuss Verwal-
tungsrecht verwiesen, wo es heißt: „Die Tatsache, dass ein 
Referentenentwurf mit einem so komplexe[n] Thema mit 
Bearbeitungsstand vom 16. 10. 2019 vorgelegt und gleich-
zeitig eine Stellungnahme bis zum 17. 10. 2019 erbeten 
wird, wird weder den Anforderungen an ein sorgfältiges 
und ordnungsgemäßes Gesetzgebungsverfahren noch der 
Weichenstellung gerecht, die objektiv mit dem Referen-
tenentwurf verbunden ist. […] Der Hinweis auf ein im Vor-
feld eingeholtes juristisches Gutachten macht diese unter-
bliebene Erörterung nicht wett.“ 4

2.1 Gesetzgebungsverfahren und Inhalt des MgvG

Bereits am 8. 11. 2019 wurde sodann das Gesetzgebungsver-
fahren im Bundesrat des nunmehr unter anderer Bezeich-
nung firmierenden Entwurfs eines Gesetzes zur Vorberei-
tung der Schaffung von Baurecht durch Maßnahmengesetz 
im Verkehrsbereich (Maßnahmengesetzvorbereitungsge-
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setz) eingeleitet. 5 Hatten sich CDU/CSU und SPD in ih-
rem Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode nur 
vorgenommen, bei fünf Pilotprojekten Baurecht durch 
Maßnahmengesetz zu erproben, 6 werden in dem letztlich 
verabschiedeten Gesetz u. a. wegen des Klimaschutzpro-
gramms 2030 der Bundesregierung zur Ermöglichung der 
Genehmigung von Schienenverkehrsprojekten durch Ge-
setz 7 nunmehr 13 (s. die Nr. 6a) in den Anwendungsbereich 
des Gesetzes fallende Verkehrsinfrastrukturprojekte aufge-
zählt (§ 2 S. 1 MgvG). Gemäß § 1 MgvG schafft dieses Ge-
setz ein Verfahren, um anschließend den Neu- oder Ausbau 
sowie die Änderung von Verkehrsinfrastruktur durch Ge-
setz anstatt durch Verwaltungsakt zuzulassen. Mithin han-
delt es sich bei dem MgvG um ein Vorschaltgesetz, um 
später über näher bestimmte Vorhaben durch Maßnahmen-
gesetz entscheiden zu können. 8 Ziel dieser Neuerung soll 
es sein, die Akzeptanz der Bevölkerung für die in diesem 
Gesetz bezeichneten Vorhaben zu steigern sowie ihre Rea-
lisierung zu beschleunigen. 9 

Die abschließende Aufzählung bezweckt die Sicherstel-
lung, dass keine originären Verwaltungsfunktionen auf 
die Legislative übertragen werden, sondern gesetzliche 
Genehmigungsentscheidungen nur bei einzelnen, beson-
ders ausgewählten Projekten erfolgen. 10 Der Ausnahme-
charakter wird mit der beschleunigten Schaffung der In-
frastrukturprojekte, die aus Gründen des Klimaschutzes 
notwendig seien, und deren Einstufung als vordringlicher 
Bedarf mit zusätzlicher Ausweisung einer Engpassbeseiti-
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gung erläutert. 11 In einer Stellungnahme im Rahmen der 
Anhörung des Ausschusses für Verkehr und digitale In-
frastruktur wurde betont, dass es auf keinen Fall zu einer 
grundsätzlichen Aufgabenverlagerung von der Exekutive 
auf die Legislative kommen, sondern eine solche Verfah-
rensweise nur bei eingehend begründeten Ausnahmefäl-
len möglich sein solle. Wenn daher der Pilot- oder Mo-
dellcharakter der erfassten Vorhaben betont werde, gehe 
es vor allem um die Sammlung von Erfahrungen mit vom 
Deutschen Bundestag getroffenen Zulassungsentschei-
dungen, insbesondere im Hinblick auf deren größere Ak-
zeptanz und die damit einhergehende Beschleunigungs-
wirkung. 12 Ohne tatsächlich derartige Erfahrungen zu 
sammeln, hat man sich aber im zwischenzeitlich beschlos-
senen Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen in Artikel 4 
zur Aufnahme eines § 2 a MgvG entschlossen, in welchem 
16 weitere Verkehrsinfrastrukturprojekte genannt wer-
den, die der Deutsche Bundestag mit dem Ziel der Struk-
turförderung der ehemaligen Kohleregionen durch Maß-
nahmengesetz anstelle eines Verwaltungsakts zulassen 
können soll. 13

In Abweichung zu dem nicht zwingend ausgestalteten 
§ 25 Abs. 3 VwVfG besteht nach § 5 MgvG eine Pflicht zur 
Durchführung einer frühen Öffentlichkeitsbeteiligung, die 
vor Einleitung des vorbereitenden Verfahrens stattzufinden 
hat. 14 Die Zulassung der Vorhaben durch Maßnahmenge-
setz kommt nur nach vorheriger Durchführung eines vor-
bereitenden Verfahrens in Betracht. In dessen Rahmen hat 
eine Unterrichtung über den Untersuchungsrahmen nach 
§ 6 MgvG zu erfolgen, wobei wiederum in Abweichung 
zum regulären Planfeststellungsverfahren die zuständige 
Behörde gemäß § 6 Abs. 5 MgvG der betroffenen Öffent-
lichkeit zwingend Gelegenheit zur Teilnahme am sog. Sco-
ping-Termin zu geben hat, um Gegenstand, Umfang und 
Methoden der Umweltverträglichkeitsprüfung zu bespre-
chen. 15 Es folgt das in § 7 MgvG geregelte Anhörungsver-
fahren mit zwingender Durchführung eines Erörterungs-
termins. 16 Hinsichtlich des Prüfungsumfangs kommt es im 
vorbereitenden Verfahren zu keinen Abweichungen gegen-
über den herkömmlichen Verfahren, insbesondere keiner 
Absenkung der Umweltstandards. 17 Auf diese Weise sollen 
die Verpflichtungen aus den Bestimmungen zur Öffentlich-
keitsbeteiligung nach Art. 2 Abs. 5 Richtlinie 2014/52/EU 
umgesetzt werden. 18 Die Verfahrensausgestaltung wurde 
zur Vermeidung materiell-rechtlicher und verfahrenstech-
nischer Defizite im Hinblick auf die Umweltverträglich-
keitsprüfung und den Gebiets- und Artenschutz eng an das 
Planfeststellungsverfahren angelehnt. 19 

Bestehen nach Einschätzung der zuständigen Behörde 
nach Abschluss des Anhörungsverfahrens keine triftigen 
Gründe für die Annahme, dass die Zulassung des Verkehrs-
infrastrukturprojekts durch ein Maßnahmengesetz erfol-
gen sollte, leitet sie dem Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur einen begründeten Entschei-
dungsvorschlag zu, damit dieses über die Veranlassung ei-
nes Gesetzgebungsverfahrens für ein Maßnahmengesetz 
befinden kann (§ 7 Abs. 2 MgvG). Wie man an Satz 2 er-
kennen kann, wonach das Ministerium abweichend von 
dem Vorschlag der zuständigen Behörde von der Durch-
führung eines Gesetzgebungsverfahrens für ein Maßnah-
mengesetz absehen kann, wenn durch dieses die Zulassung 
des Verkehrsinfrastrukturprojekts zugunsten des Gemein-
wohls nicht oder nur unwesentlich beschleunigt wird, bil-
det die zu erwartende nicht unwesentliche Beschleunigung 
den Maßstab für den Entscheidungsvorschlag und die Ent-
scheidung des Ministeriums. 20 Abzuwarten bleibt, inwie-
weit die Behörden sich gegen eine solche Überführung des 
Verfahrens in die Maßnahmengesetzgebung aussprechen 
werden, da in der Aufnahme der Vorhaben in das MgvG 
die Einschätzung und auch der Wille des Gesetzgebers zum 
Ausdruck kommt, möglichst durch Gesetz über diese zu 
entscheiden.

Soll die Zulassung des Vorhabens durch Maßnahmen-
gesetz erfolgen, erstellt die zuständige Behörde einen Ab-
schlussbericht (§ 8 MgvG). Dieser enthält in der Regel die 
Planunterlagen mit allen entscheidungserheblichen Unter-
lagen (§ 8 Abs.  1 S.  2 MgVG). Er soll in seinem Aufbau 
und Inhalt einem Planfeststellungsbeschluss des jeweiligen 
Projekts entsprechen und mindestens die in § 8 Abs. 3 S. 2 
MgvG aufgezählten Angaben umfassen. Nach Satz 3 muss 
der Bericht so konzipiert werden, dass durch ihn die Ent-
scheidung des Bundestages nicht vorweggenommen wird, 
und gemäß Satz 4 muss er soweit wie möglich Raum für 
eine eigene Abwägung des Gesetzgebers lassen. Auf dieser 
Basis hat der Bundestag eine eigenständige Abwägungsent-
scheidung zu treffen. 21 Während des Gesetzgebungsverfah-
rens befürwortete u. a. die FDP-Fraktion die Involvierung 
des Gesetzgebers bei der Planung großer Verkehrsprojekte, 
da dabei „auch immer Fragen mit politischen Dimensionen 
zu entscheiden seien“. 22 In einer Stellungnahme im Rahmen 
der Anhörung des Verkehrsausschusses hieß es: „Da das Ple-
num die komplexe Abwägung unterschiedlichster Belange 
nicht wird leisten können, wird diese Aufgabe – jedenfalls 
in der derzeitigen Organisation des Deutschen Bundes-
tages  – auf den Verkehrsausschuss zukommen“. 23 Aus der 
Zeitperspektive sei es sinnvoll, dass sich die Abgeordneten 
der federführenden Ausschüsse nicht erst im üblichen Gang 
des parlamentarischen Verfahrens mit dermaßen komplexen 
Fragen befassen, sondern sie am besten selbst bereits an Ter-
minen der Öffentlichkeitsbeteiligung teilnehmen würden. 24 
Ob dies die Abgeordneten der federführenden Ausschüsse 
angesichts ihrer vielfältigen Aufgaben tatsächlich zu leisten 
vermögen, dürfte jedoch zweifelhaft sein, zumal ja noch die 
Entscheidung, ob über das Vorhaben durch Maßnahmenge-
setz entschieden werden soll, aussteht. Würde dies verneint, 
wäre ihre Teilnahme an der Öffentlichkeitsbeteiligung un-
nötig gewesen. Berücksichtigt man, dass sich die Zahl der 
möglichen Vorhaben, die für eine Entscheidung durch ein 
Maßnahmengesetz in Betracht kommen, durch das Struk-
turstärkungsgesetz Kohleregionen deutlich erhöht wurde, 
gibt es gute Gründe für die Annahme einer Überforderung 
des parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens. 25
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Auch ist die Frage aufzuwerfen, ob ein solches Verhalten 
bei der Beurteilung über die nicht unwesentliche Beschleu-
nigung einer Entscheidung per Maßnahmengesetz Bedeu-
tung erlangen könnte. Dafür bedürfte es auf jeden Fall der 
Dokumentation und dürfte allein die Teilnahme eines oder 
weniger Mitglieder des Ausschusses kaum ausreichen.

Möglicherweise hat sich der Gesetzgeber durch die 
Rechtslage in Dänemark inspirieren lassen, weil dort 
Großvorhaben durch Baugesetz planungsrechtlich zugelas-
sen werden. 26 Dass aber rechtsvergleichende Anleihen in 
der Begründung des Gesetzentwurfs fehlen, lässt sich da-
mit erklären, dass sich die Rechtslage und die Verhältnisse 
in Deutschland zu stark von denen in Dänemark unter-
scheiden. 27 Im Zuge seiner rechtsvergleichenden Betrach-
tung äußerte Siegert Zweifel, ob die Zulassung von Vor-
haben durch ein Maßnahmengesetz zu einer schnelleren 
planungsrechtlichen Zulassung als ein Planfeststellungsbe-
schluss führen wird. 28 Eine Beschleunigung lässt sich seiner 
Ansicht nach nur durch ein Zurückfahren des Detaillie-
rungsgrads der Zulassungsentscheidungen erreichen. 29 

Leider findet man in der Begründung des Gesetzent-
wurfs keine eingehendere Erklärung, woraus sich die be-
schleunigte Realisierung der Vorhaben ergibt, zumal man 
auf die zwingende Ausgestaltung der Verfahrensschritte im 
vorbereitenden Verfahren Wert legte. Da zunächst die zu-
ständige Behörde eine begründete Entscheidung über die 
Eignung des Projektes für eine Zulassungsentscheidung 
durch Maßnahmengesetz zu treffen und dann nochmals das 
zuständige Bundesministerium eigenständig hierüber zu 
befinden hat, bevor es zur Einleitung des Gesetzgebungs-
verfahrens kommt, handelt es sich hierbei um weitere – ge-
genüber den herkömmlichen Zulassungsverfahren – verzö-
gernde Verfahrensschritte. 30 Soll durch Maßnahmengesetz 
entschieden werden, muss die zuständige Behörde nach § 8 
MgvG zunächst einen an Aufbau und Inhalt eines Planfest-
stellungsbeschlusses orientierten Abschlussbericht erstellen, 
während sie im gewöhnlichen Verfahren ihre Planfeststel-
lungsentscheidung treffen und bekanntmachen würde. 31 
Aus den Empfehlungen der Ausschüsse des Bundesrates er-
gibt sich, dass wohl von Seiten der Gesetzesverfasser von 
einem Beschleunigungseffekt durch eine Verkürzung des 
Rechtsschutzes ausgegangen wird. 32 Ausgangspunkt dürfte 
sein, dass bei einer Zulassung der Vorhaben durch Gesetz 
anstelle einer solchen durch Verwaltungsakt der Verwal-
tungsrechtsweg ausgeschlossen ist. 33 Die bislang überwie-
gende Rechtsprechung geht davon aus, dass der Gesetzge-
ber nicht unter den Begriff der öffentlichen Gewalt i. S. d. 
Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG fällt. 34 Den von den Maßnahmen-
gesetzen betroffenen Individuen würde somit als Rechts-
schutzmöglichkeit nur noch der Gang nach Karlsruhe vor 
das BVerfG verbleiben, also die Einlegung eines außer-
ordentlichen Rechtsbehelfs in Form der Verfassungsbe-
schwerde, bei dem eine Überprüfung der Maßnahme nur 
am Maßstab des Grundgesetzes möglich ist. 35 Erklären lässt 
sich dies damit, dass nur das BVerfG, nicht aber ein Fach-
gericht, ein Parlamentsgesetz verwerfen darf. 36 

Auch wenn es in der Tat so ist, dass Zulassungsverfah-
ren für Großvorhaben in Deutschland zu lange dauern 
und es daher gute Gründe für Überlegungen gibt, wie sol-
che schneller durchgeführt werden können, 37 verwundert 
es nicht, dass die Stellungnahmen zu dem Gesetzentwurf 
äußerst unterschiedlich ausfielen. So kritisierte die FDP-
Fraktion die Beschränkung des Gesetzes auf einige wenige 
Projekte und befürwortete in einem Antrag dessen Aus-
weitung auf eine Reihe großer Bauprojekte von nationaler 
Bedeutung. 38 In seiner auf den MgvG-Entwurf bezogenen 
Stellungnahme vom 20. 12. 2019 forderte der Bundesrat ei-
nerseits eine gewisse Erweiterung der in der Liste aufge-
zählten Vorhaben, 39 sein Verkehrsausschuss insbesondere 
eine Einbeziehung der Energieinfrastruktur. 40 Andererseits 
bat der Bundesrat gleich zu Beginn seiner Stellungnahme, 
im weiteren Gesetzgebungsverfahren die Vereinbarkeit 

des Gesetzentwurfs mit dem Unionsrecht und Art. 9 AK 
nochmals zu prüfen. 41 Geht man davon aus, dass die sich 
aus dem Grundgesetz ergebende Rechtsschutzgarantie des 
Art. 19 Abs. 4 S. 1 GG altruistisch agierenden Umweltor-
ganisationen nicht zugutekommt, bedeutete dies – so die 
Ausführungen in den Empfehlungen der Ausschüsse des 
Bundesrates – „dass den anerkannten Umweltverbänden 
mit den Maßnahmengesetzen jegliche Möglichkeit zu ei-
ner gerichtlichen Überprüfung genommen wird, obwohl 
sie als gesellschaftliche Träger der Umweltaspekte de[m] 
Allgemeinwohl […] dienen“. 42 Nach dem Gutachten, das 
dem Gesetzentwurf zugrunde liegt, sind Verbandsklagen 
bei Parlamentsgesetzen nicht notwendig, weil Art. 9 Abs. 2 
AK sowie die damit im Kontext stehenden Unionsrichtli-
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benplanung durch Gesetz, 2020, S.  60 f., der auch zu Rechts-
schutzanforderungen aus einzelnen Grundrechten Stellung 
nimmt; a. A. Schenke, in: Bonner Kommentar zum Grundgesetz, 
Bd. 6, 198. EL 2019, Art. 19 Abs. 4 Rdnr. 338 m. w. N.; s. auch 
Huber, in: von Mangoldt/Klein/Starck, GG, Bd. 1, 7. Aufl. 2018, 
Art. 19 Abs. 4 Rdnr. 435.
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76, 79 ff. einschließlich Ausführungen zur Überprüfung des 
MgvG im Wege der abstrakten Normenkontrolle; s. auch BR-
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Firgau, Exekutivgesetze, 1996, S. 43 ff.

36)	Ziekow, Vorhabenplanung durch Gesetz, 2020, S. 60; a. A. Wege-
ner, ZUR 2020, 195, 201.

37)	S. dazu auch Wysk, in: Appel/Wagner-Kardenal, Verwaltung zwi-
schen Gestaltung, Transparenz und Kontrolle, 2019, S. 27 ff., 38 f.

38)	BT-Drs. 19/16040, S. 2; s. auch den Artikel von Schwenn, Schnel-
ler zu neuen Verkehrswegen, FAZ v. 10. 1. 2020, Wirtschaft, 
S. 15. Für einen generellen Paradigmenwechsel, wenn Entschei-
dungen mit Auswirkungen für Millionen von Menschen ge-
troffen werden, Stellungnahme von Posch für den Deutschen 
Bundestag, Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Ausschussdrucks. 19(15)308-B.

39)	BR-Drs. 579/19 (Beschluss), S. 3 f. Für eine Einbeziehung von 
zwei weiteren Vorhaben Stellungnahme Posch für den Deutschen 
Bundestag, Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Ausschussdrucks. 19(15)308-C.
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nien für den Gesetzgeber keine Geltung beanspruchen. 43 
Zwar sei in Art. 9 Abs. 2 AK, anders als bei dessen Absatz 3 
nicht von Behörden die Rede, allerdings folge dies indi-
rekt aus Art. 6 Abs. 2 lit. c) AK, wonach die Öffentlichkeit 
über die für die Entscheidung zuständige Behörde zu in-
formieren ist. 44 

Lediglich was die Ermächtigung zum Erlass von Rechts-
verordnungen für Änderungen des Maßnahmengesetzes 
anbetrifft, die dem Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur erteilt wird (§ 11 MgvG), trifft § 12 
MgvG eine Rechtsschutzregelung, dass über die Gültig-
keit einer Rechtsverordnung nach § 11 Abs. 1, 2 MgvG auf 
Antrag das BVerwG entscheidet und § 47 VwGO entspre-
chend anzuwenden ist. Erneut kommt es zu einer sonder-
prozessualen Regelung, weil die Normenkontrolle nach 
§ 47 Abs. 1 VwGO den Oberverwaltungsgerichten obliegt 
und Rechtsverordnungen des Bundes nach dieser Vor-
schrift nicht normenkontrollfähig sind.

2.2 Verfassungsrechtliche Bedenken

Im Unterschied zu Dänemark, wo jeder gegen das Bau-
gesetz unabhängig von einer Beteiligung am Anhörungs-
verfahren bei einem rechtlichen Interesse die gerichtliche 
Überprüfung des Vorhabens erreichen kann, 45 wird sich erst 
noch erweisen müssen, ob die vom deutschen Gesetzgeber 
mit dem MgvG angedachte Verkürzung des Rechtsschutzes 
verfassungsgemäß sowie völker- und unionsrechtskonform 
ist. Zu Recht werden in den Empfehlungen der Ausschüsse 
des Bundesrates erhebliche Zweifel an der Verfassungs- 
und Unionsrechtskonformität dieser Ausgestaltung ange-
meldet. Zwar hat das BVerfG in der Stendal-Entscheidung 
eine Planfeststellung durch Gesetz für mit dem Grundge-
setz kompatibel gehalten. 46 Hinsichtlich des Verhältnisses 
von Legislative und Exekutive argumentierte es, dass die 
Planung nicht als Vorgang der reinen Subsumtion eines be-
stimmten Lebenssachverhalts unter die Tatbestandsmerk-
male einer generell-abstrakten Norm verstanden werden 
könne. 47 Zwar sei üblicherweise der Verwaltung die Ent-
scheidung über konkrete Fachplanungen zugewiesen, weil 
sie über den dafür erforderlichen Verwaltungsapparat und 
Sachverstand verfügt. „[W]enn hierfür im Einzelfall [aber] 
gute Gründe bestehen, etwa weil die schnelle Verwirkli-
chung des Vorhabens von besonderer Bedeutung für das 
Gemeinwohl ist“, dürfe das Parlament im Wege eines Ge-
setzes eine solche Entscheidung an sich ziehen. 48 Allerdings 
stammte das zu überprüfende Gesetz aus dem Jahre 1993, 
also einer Zeit, in der es zum einen die Staatszielbestim-
mung des Art.  20a GG zum Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen und zum anderen die Aarhus-Konvention 
(AK) samt ihrer unionsrechtlichen Ausformungen noch 
nicht gab. 49 

In der Empfehlung der Ausschüsse des Bundesrates wer-
den Zweifel angemeldet, ob hinsichtlich aller aufgezähl-
ten Verkehrsprojekte solche Ausnahmesituationen gegeben 
sind, da sich die heutige Lage von derjenigen unmittelbar 
nach der Wiedervereinigung unterscheidet. 50 Richtiger-
weise handelt es sich bei der Zulassung einzelner, konkreter 
Infrastrukturvorhaben in Gesetzesform um Einzelfallge-
setze. 51 Lege vertritt in Bezug auf das Gesetz zur Südum-
fahrung Stendal, dass es dem Gesetzgeber dabei darum 
ging, ein Gesetz selbst zu vollziehen. 52 Nach Art. 19 Abs. 1 
S. 1 GG muss ein Gesetz allgemein sein und darf nicht nur 
für den Einzelfall gelten. Ausgehend von der Annahme, 
dass nach der BVerfG-Rechtsprechung Durchbrechungen 
hiervon möglich sind, wenn die Regelung des singulären 
Sachverhalts von sachlichen Gründen getragen wird, 53 be-
ruht das MgvG nach dem ihm zugrunde liegenden Gut-
achten auf der Annahme, dass zwar nicht das allgemeine 
Beschleunigungsziel des Verkehrsinfrastrukturausbaus, die 
Lage des Vorhabens im Raum oder seine überregionale Be-
deutung zur Rechtfertigung derartiger Abweichungen aus-

reicht. Anders sei die Lage jedoch bei hoch politisierten und 
zwischen politischen Akteuren umstrittenen Vorhaben zu 
beurteilen, die einer rein administrativen Behandlung zu 
„entwachsen“ drohen oder bei denen die Vorhaben auf-
grund ihrer Systemrelevanz eine Entscheidung dermaßen 
wesentlicher Fragen durch den Gesetzgeber nahelegen. 54 
Bei genauer Betrachtung handelt es sich hier um äußerst 
vage Richtvorgaben, denn viele Infrastrukturvorhaben 
sind hochumstritten. Ob ein solches Kriterium einer ver-
fassungsgerichtlichen Prüfung standhalten wird, muss sich 
erst noch erweisen. Stellt man darauf ab, dass der Wortlaut 
des Art. 19 Abs. 1 S. 1 GG keine Ausnahme vom Verbot des 
Einzelfallgesetzes vorsieht, liegt es jedenfalls nahe, erhöhte 
Anforderungen an derartige Abweichungen zu stellen. 55 
So kritisiert Lege die Stendal-Entscheidung, weil man die 
Konsequenzen der damit einhergehenden Rechtsschutz-
verkürzung sowie die Frage der Erforderlichkeit einer noch 
weiteren Zurücknahme des Rechtsschutzes zugunsten ei-
nes erhofften Planungszeitgewinns genauer hätte prüfen 
müssen, zumal der parlamentarische Betrieb für derartige 
Planungsentscheidungen gegenüber der Verwaltung weni-
ger geeignet sei. 56

In der Literatur aus früheren Zeiten wurde die Verfas-
sungsmäßigkeit einer Planung durch den Gesetzgeber u. a. 
im Hinblick auf die Gewaltenteilung, den von Verfassungs 
wegen gebotenen effektiven Rechtsschutz bzw. das Rechts-
staatsgebot in Abrede gestellt. 57 Als Argumente für eine Er-
öffnung von Rechtsschutz auch gegen den Gesetzgeber lässt 
sich anführen, dass der Verfassungsgeber Art. 19 Abs. 4 GG 
gerade nicht auf die Verwaltung beschränkt hat, und dessen 
Stellung am Ende des Grundrechtskatalogs sowie die Bin-
dung aller drei staatlichen Gewalten an die Grundrechte 
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44)	Ziekow, Vorhabenplanung durch Gesetz, 2020, S. 64.
45)	Siegert, UPR 2019, 468, 472; s. auch Stellungnahme von Vitto-

relli/BUND für den Deutschen Bundestag, Ausschuss für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur, Ausschussdrucks. 19(15)308-G.
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kritisch Durner, Konflikte räumlicher Planungen, 2005, S. 443, 
weil sich aus der Verfassung kein solches Regel-Ausnahme-Ver-
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49)	Zu Letzterem Wegener, ZUR 2020, 195, 200.
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und digitale Infrastruktur, Ausschussdrucks. 19(15)308-G.

51)	 Ziekow, Vorhabenplanung durch Gesetz, 2020, S. 22 f.; s.  auch 
Stüer, DVBl. 2020, 617, 621.

52)	Lege, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte 
Bd. III, 2009, § 66 Rdnr. 92.

53)	 BVerfG, Urt. v. 6. 12. 2016 – 1 BvR 2821/11 u. a., NJW 2017, 
217, 241 f., Rdnr. 394, juris.

54)	Ziekow, Vorhabenplanung durch Gesetz, 2020, S. 33 f. Weitere 
vage Kriterien bei ders, NVwZ 2020, 677, 678 f.

55)	Lege, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte 
Bd. III, 2009, § 66 Rdnr. 125. Nach Meessen, DÖV 1970, 314, 319 
ist nur bei Akten von staatspolitischer Bedeutung eine Durchbre-
chung in Erwägung zu ziehen.

56)	Lege, in: Merten/Papier (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte 
Bd. III, 2009, § 66 Rdnr. 93.

57)	Wobei sich damals ein Beschleunigungseffekt auch aus dem 
Wegfall des förmlichen Verfahrens ergab. Für eine Verfassungs-
widrigkeit Ossenbühl, in: FS für Hoppe, 2000, S. 183, 192 ff. ver-
langt einen Rechtsschutzausgleich; Repkewitz, VerwArch  88, 
1997, 137, 153 f.; Ronellenfitsch, DÖV 1991, 771, 779 f. (der u. a. 
darauf verweist, dass auch planerische Entscheidungen teils ge-
bundene Einzelentscheidungen enthalten); Stüer, DVBl. 1991, 
1331, 1339 ff.; am Vorliegen der triftigen Gründe bei den In-
vestitionsmaßnahmengesetzen zweifelnd Blümel, DVBl. 1997, 
205, 211; kritisch auch Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland, Bd.  III/2, 1994, S.  734 f. A. A. Durner, Konflikte 
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(Art. 1 Abs. 3 GG) für eine weite Auslegung der Rechts-
schutzgarantie streitet. 58 Insbesondere wenn die Grenzen 
zwischen Akten der Exekutive und der Legislative ver-
schwimmen und Einzelfallgesetze zunehmen, drängt sich 
eine Einbeziehung des Gesetzgebers in den Schutzbereich 
des Art. 19 Abs. 4 GG auf. Sonst hätte es – so Huber – „der 
Gesetzgeber in der Hand, durch die Wahl der Gesetzesform 
auch über die Möglichkeiten des Rechtsschutzes zu verfü-
gen. Das ist von der Verfassung jedoch ersichtlich nicht ge-
wollt.“ 59 Auch wenn es im Regelfall richtig ist, dass nur das 
BVerfG wegen der Stellung des unmittelbar demokratisch 
legitimierten Gesetzgebers Parlamentsgesetze verwerfen 
darf, könnte in Konstellationen, in denen der Gesetzgeber 
eine der Verwaltung obliegende Entscheidung an sich zieht 
und er aufgrund des Unionsrechts vergleichbar der Verwal-
tung eine normativ angeleitete Entscheidung zu fällen hat, 
eine diesem Entscheidungsinhalt angepasste Gerichtskon-
trolle geboten sein. So sprechen sich mehrere Autoren im 
Schrifttum bei solchen Legalplanungen für eine Intensivie-
rung der (verfassungs-)gerichtlichen Kontrolldichte aus. 60

Groß ist jedenfalls der Ansicht, dass die in Anlehnung 
an die Stendal-Entscheidung 61 vorgenommenen Aussagen 
zur Beschneidung des Rechtsschutzes zu kurz greifen, weil 
das BVerfG in späteren Entscheidungen die Rechtsschutz-
garantie stärker akzentuiert habe. 62 In einer Entscheidung 
zur Anerkennung der Zeugen Jehovas als Körperschaft des 
öffentlichen Rechts durch den bremischen Landesgesetz-
geber habe das BVerfG entschieden, dass die Wahl eines 
Gesetzes anstelle einer Verwaltungsentscheidung zu einer 
erheblichen Einschränkung des gerichtlichen Rechtsschut-
zes führe, weil die Verfassungsgerichtsbarkeit keine tat-
sächlich wirksame gerichtliche Kontrolle bei (Einzelperso-
nen-)Gesetzen wegen des beschränkten Prüfungsmaßstabs 
auf die Verletzung spezifischen Verfassungsrechts vorneh-
men könne. 63 Es sei nicht einzusehen, warum diese Aussa-
gen zu einem Einzelpersonengesetz nicht auf Maßnahmen-
gesetze zu übertragen sei, die viele Personen tangieren. 64 Da 
das BVerfG in der zuletzt genannten Entscheidung aber vor 
allem auf den Gewaltenteilungsgrundsatz und die gebun-
dene Entscheidung des Gesetzgebers rekurrierte, tun sich 
Zweifel an der Aussagekräftigkeit dieser Entscheidung hin-
sichtlich der vorliegend zur Debatte stehenden Planungs-
vorhaben auf. Im Übrigen hebt Groß zutreffend hervor, dass 
sich die nach Art. 14 Abs. 3 GG zulässige Enteignung durch 
Gesetz auf einen überschaubaren Personenkreis bezieht, 
während einen Planfeststellungsbeschluss ersetzende Maß-
nahmengesetze Sachverhalte mit einer Vielzahl von Ent-
eignungsbetroffenen und hoher Komplexität betreffen. 65 
Derartige vom Gesetzgeber zu treffende Entscheidungen 
werden heutzutage sehr stark vom Völker- und Unions-
recht angeleitet und geprägt. Deshalb soll hier zunächst ge-
prüft werden, ob nicht bereits das Unionsrecht und die AK 
einen weitergehenden Rechtsschutz gebieten. 66

2.3 Unionsrechtliche Bedenken

Jedenfalls vor der Änderung der UVP-Richtlinie schien die 
Zulassung von Projekten durch Maßnahmengesetze auf den 
ersten Blick unionsrechtskonform zu sein. Gemäß Art.  1 
Abs. 4 UVP-Richtlinie gilt diese nicht für Projekte, die im 
Einzelnen durch einen besonderen einzelstaatlichen Gesetz-
gebungsakt genehmigt werden, da die mit dieser Richtlinie 
verfolgten Ziele einschließlich desjenigen der Bereitstellung 
von Informationen im Wege des Gesetzgebungsverfahrens 
erreicht werden. Nach Einschätzung der EU-Kommission 
unterfallen Legislativmaßnahmen angesichts der Umschrei-
bung des Begriffs der Behörde nicht dem Aarhus-Überein-
kommen. 67 Einschränkend wies die Kommission jedoch auf 
die Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache Boxus 
u. a. hin. Danach verlören Art.  9 AK und Art.  11 UVP-
Richtlinie jegliche praktische Wirksamkeit, wenn der bloße 
Umstand der Genehmigung eines Projekts durch einen Ge-

setzgebungsakt zum Ausschluss der Umweltrechtsbehelfe 
zur Überprüfung der materiell- und verfahrensrechtlichen 
Rechtmäßigkeit des Projekts führen würde. 68 Vorausset-
zung für die Annahme eines solchen ist die Erteilung der 
Genehmigung durch einen besonderen Gesetzgebungsakt. 
Hinzukommen muss, dass der Gesetzgebungsakt wie eine 
Genehmigung alle für eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
erheblichen, vom Gesetzgeber berücksichtigten Punkte des 
Projekts umfassen muss. Dies erklärt, warum das Gesetz Re-
gelungen zum vorbereitenden Verfahren, einer frühen Öf-
fentlichkeitsbeteiligung, der Unterrichtung über den Un-
tersuchungsrahmen und ein Anhörungsverfahren enthält. 69 
Der nach Abschluss des Anhörungsverfahrens von der zu-
ständigen Behörde erstellte Abschlussbericht samt Anlagen 
ist Grundlage für die Abwägungsentscheidung des Bundes-
tages (§ 8 Abs. 3 S. 3, 4 MgvG). 

Zwischenzeitlich wurde die Richtlinie 2011/92/EU je-
doch durch die Richtlinie 2014/52/EU geändert. 70 Dies 
hat zur Streichung des Art.  1 Abs.  4 UVP-Richtlinie 
2011/92/EU geführt. Gemäß Art. 2 Abs. 5 UVP-Richt-
linie 2014/52/EU können die Mitgliedstaaten unbeschadet 
des Art. 7, der Projekte mit grenzüberschreitendem Bezug 
betrifft, ein Projekt, das durch einen besonderen einzel-
staatlichen Gesetzgebungsakt zugelassen wird, von den Be-
stimmungen dieser Richtlinie, die sich auf die Beteiligung 
der Öffentlichkeit beziehen, ausnehmen, jedoch nur unter 
der Voraussetzung, dass die Ziele dieser Richtlinie erreicht 
werden. Außerdem muss der Mitgliedstaat der Kommission 
alle zwei Jahre über die Fälle berichten, in denen von die-
ser Ausnahme Gebrauch gemacht wurde. Der EuGH ent-
schied am 29. 7. 2019, dass die Genehmigung eines Projekts 
durch Gesetzgebungsakt „die gleichen Merkmale wie eine 
[herkömmliche] Genehmigung [aufweisen muss]“. 71 Weil 
die Genehmigung hinreichend genau und abschließend ist, 
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liche Kontrolle reicht, Schmidt-Aßmann, in: Maunz/Dürig, GG, 
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muss der Gesetzgebungsakt wie eine gewöhnliche Geneh-
migung alle für die Umweltverträglichkeitsprüfung erheb-
lichen, vom Gesetzgeber berücksichtigten Umstände um-
fassen. 72 Des Weiteren muss der Gesetzgeber im Zeitpunkt 
der Genehmigung über ausreichende Angaben hinsichtlich 
des betreffenden Projekts verfügen. 73 In Fortführung sei-
ner Rechtsprechung in der Rechtssache Boxus judizierte 
der EuGH, dass das Vorliegen der Voraussetzungen die-
ser Norm gerichtlich überprüfbar sein muss, „wobei so-
wohl der Inhalt des erlassenen Gesetzgebungsakts als auch das 
gesamte Gesetzgebungsverfahren, das zu seinem Erlass geführt 
hat, und insbesondere die Vorarbeiten und die parlamenta-
rischen Debatten zu berücksichtigen sind“. 74

Das vorbereitende Gutachten zum MgvG geht hinsicht-
lich der Vereinbarkeit mit dem Unionsrecht davon aus, dass 
Art. 2 Abs. 5 UVP-Richtlinie 2014/52/EU greife, wenn 
der Gesetzgeber ein konkretes Projekt von den Bestim-
mungen der UVP-Richtlinie über die Öffentlichkeitsbe-
teiligung ausnehme, dessen Zulassung durch einen beson-
deren Gesetzgebungsakt geschieht und die Entscheidung 
des Gesetzgebers zur eigenen Durchführung eines solchen 
Gesetzgebungsverfahrens erkennen lasse, wie in diesem 
Verfahren die Ziele der UVP-Richtlinie verwirklicht wer-
den sollen. 75 Diese Ausführung ist wohl so zu verstehen, 
dass das zuletzt genannte Kriterium bereits in der vorge-
lagerten Entscheidung erfüllt sein muss. Da Art. 11 UVP-
Richtlinie an die Regelungen über die Öffentlichkeitsbe-
teiligung anknüpft, erlange bei einem Vorgehen nach Art. 2 
Abs. 5 UVP-Richtlinie 2014/52/EU diese Rechtsschutz-
bestimmung keine Bedeutung. 76 Angesichts der EuGH-
Rechtsprechung sei davon auszugehen, dass die Erfüllung 
der Voraussetzungen des Art.  2 Abs.  5 UVP-Richtlinie 
2014/52/EU durch ein Gericht nachprüfbar sein müsse, 
wobei eine inzidente gerichtliche Kontrolle genüge. 77 Lei-
der wird dann aber in dem Gutachten nicht mehr dazu Stel-
lung genommen, wie diese gerichtliche Kontrolle zustande 
kommen soll. 78

Dies mag damit zusammenhängen, dass die vom EuGH 
bejahte Notwendigkeit gerichtlichen Rechtsschutzes kaum 
erläutert wird. Da Art. 11 UVP-Richtlinie die gerichtli-
che Überprüfung von Entscheidungen betrifft, für welche 
die Bestimmungen dieser Richtlinie über die Öffentlich-
keitsbeteiligung gelten, geht es bei dieser Vorschrift gerade 
nicht um Bestimmungen i. S. d. Art. 2 Abs. 5 UVP-Richt-
linie 2014/52/EU, die sich auf die Beteiligung der Öffent-
lichkeit beziehen (= diese wird in Art. 6 Abs. 4 UVP-RL 
ausgestaltet), sondern um eine davon zu unterscheidende 
Regelung zum Rechtsschutz. 79 Ausgehend vom Sinn und 
Zweck des Art. 2 Abs. 5 UVP-Richtlinie 2014/52/EU, je-
denfalls die Einhaltung der Ziele dieser Richtlinie auch 
bei Entscheidungen des Gesetzgebers kontrollierbar aus-
zugestalten, sprechen gute Gründe dafür, derartige Ent-
scheidungen ebenso der Rechtsschutzregelung des Art. 11 
UVP-Richtlinie zu unterstellen. 80 Auch die Kommission 
stellt sich in ihrem im November 2019 veröffentlichten 
Leitfaden zur Anwendung der Ausnahmen u. a. nach Art. 2 
Abs. 5 UVP-Richtlinie 2014/52/EU auf den Standpunkt, 
es müsse sichergestellt sein, „dass jeder derartige Gesetzge-
bungsakt in Übereinstimmung mit Artikel  11 der UVP-
Richtlinie gemäß nationalen Verfahrensvorschriften vor 
einem einzelstaatlichen Gericht […] in Bezug auf seine ma-
teriellrechtliche und verfahrensrechtliche Rechtmäßigkeit 
anfechtbar sein muss“. 81

Ferner sind Zweifel daran angebracht, dass Art. 2 Abs. 5 
UVP-Richtlinie 2014/52/EU nur das Vorschaltgesetz, 
nicht aber die einzelnen Maßnahmengesetze betreffen 
soll. Die zitierten Entscheidungen des EuGH beziehen sich 
nicht auf vorgelagerte Entscheidungen, sondern auf das ge-
nehmigende Gesetz selbst. Dieses muss den Anforderungen 
der UVP-Richtlinie entsprechen und insoweit überprüfbar 
sein. Für diese Lesart lässt sich anführen, dass im Wortlaut 
des Art. 2 Abs. 5 UVP-Richtlinie 2014/52/EU im Singu-

lar von einem Projekt die Rede ist, das durch einen beson-
deren einzelstaatlichen Gesetzgebungsakt zugelassen wird. 
Diese Ausgestaltung deutet darauf hin, dass vornehmlich 
dieser Akt auf die Erfüllung der Ziele des Art.  2 Abs.  5 
UVP-Richtlinie 2014/52/EU hin zu überprüfen ist. Weil 
der Gesetzgeber anders als die Verwaltung nicht an das Ge-
setz gebunden, sondern gewohnt ist, sich von seinen eige-
nen Vorgaben jederzeit lösen zu können, 82 legt die mit den 
unionsrechtlichen Regelungen intendierte Effektuierung 
des Umweltschutzes eher nahe, dass bei den konkreten ge-
setzlichen Genehmigungsentscheidungen der Projekte die 
Erfüllung der Ziele der Öffentlichkeitsbeteiligung gewähr-
leistet sein muss.

Zutreffend sprechen die Ausschüsse des Bundesrates die 
Empfehlung aus, dass ausgehend von der Judikatur des 
EuGH die Frage, ob der in Rede stehende Gesetzgebungs-
akt die Voraussetzungen des Art. 2 Abs. 5 UVP-Richtlinie 
2014/52/EU erfüllt, von einem nationalen Gericht nach 
den nationalen Verfahrensvorschriften überprüfbar sein 
muss. 83 Damit tut sich die Frage auf, wie diesen unions-
rechtlichen Anforderungen entsprochen werden soll, zumal 
Umweltorganisationen nach der Intention des Gesetzes ge-
rade vom Rechtsschutz ausgeschlossen sein sollen. Im Hin-
blick auf das beim BVerfG liegende Verwerfungsmonopol 
in Bezug auf Parlamentsgesetze verneinte Kment die Mög-
lichkeit einer unionsrechtskonformen Auslegung des § 40 
Abs.  1 VwGO. 84 Die Urteilsverfassungsbeschwerde steht 
nach dem Wortlaut des Art. 93 Abs. 1 Nr. 4a GG nur den in 
ihren Grundrechten Verletzten offen und damit grundsätz-
lich nicht den Umweltschutzvereinigungen. 85 Infolgedessen 
spricht sich Kment, allerdings in Bezug auf das Standortaus-
wahlgesetz, für eine unmittelbare Anwendung des Art. 11 
UVP-Richtlinie aus, befürwortet angesichts des Schutzes 
des Parlamentsgesetzgebers eine Rechtsschutzmöglichkeit 
für Umweltorganisationen beim BVerfG und fordert ein 
diesbezügliches Tätigwerden des Gesetzgebers. 86 

Zwar hat sich der Erste Senat des BVerfG in seinem 
Beschluss vom 6. 11. 2019 in Abkehr von der früheren 
Rechtsprechung im Falle einer Verdrängung der nationa-
len Grundrechte aufgrund einer vollständigen Determi-
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nierung des nationalen Rechts durch das Unionsrecht für 
eine Überprüfung der Einhaltung der Unionsgrundrechte 
durch die deutschen Stellen einschließlich einer Anrufung 
des EuGH offen gezeigt. 87 Allerdings betonte der Senat 
auch den Charakter der Verfassungsbeschwerde als au-
ßerordentlichen Rechtsbehelf, der sich auf die Kontrolle 
der (Unions-)Grundrechte beschränke (s. auch den Wort-
laut des Art.  93 Abs.  1 Nr.  4a GG). 88 „Soweit also die 
Auslegung des Unionsrechts unabhängig von den Rech-
ten der Charta in Frage steht, sind hierzu allein die Fach-
gerichte berufen und bleiben diese dementsprechend als 
letztentscheidende innerstaatliche Instanz gegebenenfalls 
auch vorlageverpflichtet.“ 89 Hieran erkennt man klar und 
deutlich, dass sich das BVerfG gerade nicht als ein Gericht 
zur Prüfung der Einhaltung des Sekundärrechts durch die 
nationalen Stellen versteht. 90 An dieser Stelle sei nur an 
Art. 19 Abs. 1 UAbs. 2 EUV erinnert, wonach die Mit-
gliedstaaten die erforderlichen Rechtsbehelfe zur Gewähr-
leistung eines wirksamen Rechtsschutzes in den vom Uni-
onsrecht erfassten Bereichen schaffen müssen. Zutreffend 
meldet die Empfehlung der Ausschüsse des Bundesrates 
Zweifel daran an, ob ein ausschließlich auf Verfassungs-
recht reduzierter gerichtlicher Prüfungsmaßstab noch als 
unionsrechtskonform angesehen werden kann. 91 Die Ziele 
der UVP-Richtlinie werden nur i. S. d. Art. 2 Abs. 5 er-
reicht, wenn die Legislativentscheidung in materieller und 
verfahrensrechtlicher Hinsicht durch die Gerichte über-
prüfbar ist. Angesichts der rechtlichen Ausgestaltung 
der Verfassungsbeschwerde – Annahmeerfordernis, Gel-
tendmachung einer Grundrechtsverletzung sowie einge-
schränkter Prüfungsmaßstab – ist dies zu verneinen. 92 Im 
Übrigen wäre es sehr bedauerlich, wenn vornehmlich das 
Anliegen, die Rechtsschutzmöglichkeiten von Umwelt-
vereinigungen gegen bestimmte Infrastrukturprojekte zu 
limitieren respektive eliminieren, nicht nur zu dem be-
reits aufgezeigten unübersichtlichen Sonderverwaltungs-
prozessrecht, sondern nunmehr auch zu einem Sonderver-
fassungsprozessrecht führen würde.

Es gibt deshalb gute Argumente für die Annahme, dass 
derartige Fragen durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit 
überprüfbar sein müssen, zumal nach der EuGH-Recht-
sprechung auch Umweltverbänden die in Art.  47 GRCh 
enthaltene Garantie auf einen wirksamen Rechtsbehelf zu-
kommt. 93 Da der Verwaltungsrechtsweg nach § 40 Abs. 1 
VwGO zur Prüfung der Gültigkeit des beschlossenen Maß-
nahmengesetzes wegen Vorliegens einer verfassungsrecht-
lichen Streitigkeit nicht eröffnet ist, 94 kommen als verwal-
tungsgerichtliche Rechtsschutzmöglichkeiten solche im 
Kontext der Realisierung des Inhalts der Maßnahmenge-
setze, insbesondere des Beginns der Bauarbeiten, und zwar 
sowohl im einstweiligen als auch im Hauptsacherechts-
schutz in Betracht. 95 

In der Empfehlung der Ausschüsse für den Bundesrat 
wird als Hauptsacherechtsbehelf vor allem eine Feststel-
lungsklage nach § 43 Abs. 1 VwGO für möglich erachtet, 96 
wobei die Verwaltungsgerichte ggf. die Angelegenheit 
dem BVerfG nach Art. 100 Abs. 1 GG vorlegen 97 oder bei 
Zweifeln an der Unionsrechtskonformität den EuGH ge-
mäß Art. 267 AEUV einbeziehen können bzw. müssen. 98 
Insbesondere im Hinblick auf die Subsidiarität der Feststel-
lungsklage gehen andere Überlegungen dahin, eine Klage 
auf Unterlassung des Vorhabens wegen Fehlens des erfor-
derlichen Planfeststellungsbeschlusses, gegen die Entschei-
dung, dass ein Planfeststellungsbeschluss unterbleiben solle, 
oder auch auf Untersagung des formell illegalen Vorhabens 
zu erheben. 99 Wegen Zweifeln hinsichtlich einer ausrei-
chenden Ermächtigungsgrundlage für eine solche Untersa-
gung 100 halten andere auf jeden Fall die Beantragung eines 
gerichtlichen Baustopps für das durch Maßnahmengesetz 
zugelassene Projekt für möglich, wobei § 75 Abs.  2 S.  1 
VwVfG aus unionsrechtlichen Gründen überspielt werde. 101 
Insoweit wird auf eine Entscheidung des BVerwG verwie-

sen, nach welcher die Verbandsklagebefugnis gemäß dem 
UmwRG auch Rechtsbehelfe im Hinblick auf den Erlass 
behördlicher Aufsichtsmaßnahmen umfasst. Da das un-
mittelbare Klageziel der Umweltschutzvereinigung nicht 
im Erlass eines Verwaltungsakts, sondern in der Durch-
führung tatsächlicher Maßnahmen zur Verhinderung der 
Nutzung eines Radwegs bestand, hatte das BVerwG keine 
Zweifel am Rechtsschutzbedürfnis für eine solche Klage. 102 
Während aber das BVerwG in dem von ihm zu entschei-
denden Fall wegen Absehens von einer Planfeststellung 
oder Plangenehmigung ohne weiteres die Eröffnung des 
Anwendungsbereichs des UmwRG wegen Unterlassens ei-
ner Entscheidung nach § 1 Abs.  1 S.  1 UmwRG bejahen 
konnte (§ 1 Abs. 1 S. 2 UmwRG), tut man sich bei Vorlie-
gen eines Maßnahmengesetzes, das ja gerade eine allerdings 
nicht umweltrechtsbehelfsfähige Zulassungsentscheidung 
enthält, unter Zugrundelegung des Wortlauts des § 1 Abs. 1 
UmwRG und der Motivation des MgvG-Gesetzgebers, 
Umweltschutzvereinigungen bei diesen Vorhaben keinen 
Rechtsschutz zu eröffnen, auf den ersten Blick schwer. 
Auch § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 6 UmwRG, der sich auf Verwal-
tungsakte über Überwachungs- und Aufsichtsmaßnahmen 
„zur Umsetzung oder Durchführung von Entscheidungen 
nach Nr. 1–5“ bezieht, passt nach seinem Wortlaut bei ei-
nem Begehren auf behördliche Untersagung oder Stopp 
des gesamten Vorhabens nicht richtig, abgesehen davon, 
dass im Anwendungsbereich des Art. 9 Abs. 2 AK von der 
Beschränkung auf umweltbezogene Vorschriften abgese-
hen werden müsste. Diese Hürden lassen sich nur durch 
eine unionsrechtskonforme Auslegung des § 1 Abs. 1 S. 1, 2 
UmwRG oder unter Rekurs auf den Anwendungsvorrang 
des Unionsrechts ausräumen. Da nach den bisherigen Er-
fahrungen mit dem UmwRG zwar einige, aber keinesfalls 
alle Verwaltungsgerichte zu diesbezüglichen Korrekturen 
des Enumerationsprinzips des § 1 Abs. 1 S. 1 UmwRG be-
reit sind, 103 sind damit weitere Unwägbarkeiten für Rechts-
schutz erstrebende Umweltvereinigungen verbunden.
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2.4 Konsequenzen des Unionsrechts für die  
verfassungsrechtliche Beurteilung

Sollte sich die Lage derart präsentieren, stellt sich die Frage, 
ob das Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetz ebenso wie 
die auf seiner Grundlage später ergehenden Maßnahmen-
gesetze überhaupt ein geeignetes, erforderliches und an-
gemessenes Mittel zur Erreichung der mit dem MgvG 
verfolgten Ziele ist bzw. sind. 104 Geht man von einem ver-
waltungsgerichtlichen Inzidentrechtsschutz zur Überprü-
fung der Einhaltung des Art.  2 Abs.  5 UVP-Richtlinie 
2014/52/EU aus, stellt sich insbesondere die Frage nach der 
Eingangsinstanz für einen derartigen Rechtsbehelf. Gemäß 
§ 50 Abs.  1 Nr.  6 VwGO ist das BVerwG für sämtliche 
Streitigkeiten, die Planfeststellungsverfahren und Plange-
nehmigungsverfahren für Vorhaben betreffen, die u. a. im 
AEG und BWStrG bezeichnet sind, erstinstanzlich zustän-
dig. Das BVerwG interpretiert diese Vorschrift so, dass da-
runter alle Verfahren fallen, die einen unmittelbaren Bezug 
zu konkreten Planfeststellungs- oder Plangenehmigungs-
verfahren haben, die Streitigkeit mithin Teil der geneh-
migungsrechtlichen Bewältigung des Vorhabens ist. Da-
runter fasst es auch Streitigkeiten über Maßnahmen, die 
der späteren Planfeststellung zeitlich und sachlich voraus-
gehen (Vorbereitungsmaßnahmen) oder einen Ausschnitt 
der in einem laufenden Planfeststellungsverfahren zu lösen-
den Probleme darstellen, sowie Streitigkeiten, ob bestimm-
ten Baumaßnahmen an dem betreffenden Verkehrsweg ein 
Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren hätte 
vorausgehen müssen. 105 

Vorliegend würde es sich jedoch um Streitigkeiten han-
deln, die kein Planfeststellungsverfahren betreffen, sondern 
über deren Zulassung in anderer Weise, nämlich nach dem 
Verfahren des Maßnahmengesetzvorbereitungsgesetzes 
durch Maßnahmengesetz entschieden wurde. Auch wenn 
die Inzidentrechtsschutzverfahren letztlich darauf hinaus-
laufen, dass in deren Kontext die Rechtmäßigkeit der Zu-
lassung des Vorhabens durch das Maßnahmengesetz geprüft 
und möglicherweise erreicht werden soll, dass über diese 
per Planfeststellungsbeschluss entschieden wird, fehlt die-
sen Streitigkeiten der unmittelbare Bezug zu einem Plan-
feststellungsverfahren. Deshalb würde § 50 Abs.  1 Nr.  6 
VwGO jedenfalls nach seinem Wortlaut nicht greifen. 106 
Dort ist gerade nicht ganz allgemein von Streitigkeiten 
hinsichtlich von im AEG oder BWStrG genannten Vorha-
ben die Rede. Auch aus verfassungsrechtlichen Gründen ist 
diese Ausnahmevorschrift eng zu interpretieren. 107

Folge davon wäre oftmals die erstinstanzliche Zuständig-
keit des Verwaltungsgerichts. 108 Da nicht auszuschließen ist, 
dass später eine analoge Anwendung dieser Norm geltend 
gemacht wird, geht damit erneut gerichtlicher Klärungsbe-
darf einher, der Zeit in Anspruch nehmen wird. Im Interesse 
aller sind Zuständigkeitsvorschriften klar zu formulieren und 
hätte der Gesetzgeber, der jedenfalls während des Gesetz-
gebungsverfahrens auf die Rechtsschutzproblematik und die 
Möglichkeit einer Feststellungsklage aufmerksam gemacht 
worden sein dürfte, eine entsprechende Klarstellung der 
Rechtslage vornehmen können. Davon hat er aber keinen 
Gebrauch gemacht. Nach Einschätzung der Empfehlung der 
Ausschüsse des Bundesrates dürfte sich dadurch hinsichtlich 
der Verfahrenslaufzeit partiell sogar eine Verschlechterung 
gegenüber der bisherigen Rechtslage ergeben. 109 

Auf jeden Fall wäre zu empfehlen, zunächst die Verfas-
sungs- und Unionsrechtskonformität erster, auf Basis des 
MgvG getroffener Vorhabenzulassungen durch Maßnah-
mengesetze aufgrund darauf bezogener Rechtsschutzbegeh-
ren klären zu lassen, 110 anstelle vorschnell den Katalog für 
derartige Vorhaben zu erweitern, ohne zu wissen, ob solche 
Maßnahmengesetze einer gerichtlichen Prüfung standhal-
ten. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass Vorschriften zur 
Unbeachtlichkeit von Fehlern bei Planfeststellungsbeschlüs-
sen nach ihrem Wortlaut keine Anwendung auf Entschei-

dungen durch Maßnahmengesetze finden. 111 Die Rechtslage 
zum Inzidentrechtsschutz ist, wie hinsichtlich der Eröffnung 
des Anwendungsbereichs des UmwRG, aber auch in Be-
zug auf die Eingangsinstanz derartiger Rechtsschutzbegeh-
ren aufgezeigt wurde, nicht einfach zu erschließen. Insoweit 
könnten Nachjustierungen der einfachgesetzlichen Vor-
schriften zum Inzidentrechtsschutz sinnvoll sein, um zeit
intensive Auseinandersetzungen zu vermeiden. Soweit die 
AK einschlägig ist (s. u.), verpflichtet Art. 3 Abs. 1 AK die 
Vertragsparteien zum Ergreifen der erforderlichen Gesetz-
gebungsmaßnahmen, um so einen klaren Rahmen für die 
Durchführung dieses Abkommens zu schaffen.

Auch wurde moniert, dass der Gesetzentwurf an den ent-
scheidenden Stellen offen lässt und keine belastbaren Krite-
rien benennen kann, wie sich durch dieses Vorhaben wirk-
sam den Herausforderungen des Klimawandels begegnen 
lässt. 112 Zwar wurde in einzelnen Stellungnahmen inner-
halb der Anhörung vor dem Verkehrsausschuss des Deut-
schen Bundestages begrüßt, dass endlich der demokratisch 
legitimierte Gesetzgeber die unmittelbare Verantwortung 
für derartige Vorhaben übernimmt. 113 Wenn die tatsächli-
che Entscheidung aber von dem Verkehrsausschuss getroffen 
werden soll, weil das Plenum mit einer solch schwierigen 
Abwägung überfordert sei, und gerade im Hinblick darauf, 
dass die Tätigkeit der Abgeordneten normalerweise gestal-
tender und politischer Natur und nicht so stark an das Recht 
rückgebunden ist, vermag dieses Argument für sich allein 
ohne einen adäquaten Rechtsschutz nicht zu überzeugen. 114 
Zusammenfassend wird das mit dem MgvG verfolgte Anlie-
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räumlicher Planungen, 2005, S. 438.

110)	 Zur Frage, ob es sich tatsächlich lohnt, bei einzelnen Vorhaben 
einen derartigen Weg zu beschreiten, Reidt, EurUP 2020, 86, 
87, 92.

111)	 Reidt, EurUP 2020, 86, 89.
112)	 BR-Drs. 579/1/19, S. 3; s. auch Stellungnahme von Posch für 

den Deutschen Bundestag, Ausschuss für Verkehr und digitale 
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dem Einzelfallgesetz kontrovers diskutieren kann, auch Reidt, 
EurUP 2020, 86, 92.

113)	 Stellungnahme von Funke/Pro Mobilität für den Deutschen 
Bundestag, Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Ausschussdrucks. 19(15)308-F; Stellungnahme von Sommer für 
den Deutschen Bundestag, Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur, Ausschussdrucks. 19(15)308-E.

114)	 Zweifelnd Reidt, EurUP 2020, 86, 89. Ähnlich Stellungnahme 
von Vittorelli/BUND für den Deutschen Bundestag, Ausschuss für 
Verkehr und digitale Infrastruktur, Ausschussdrucks. 19(15)308-
G, wonach es fraglich sei, ob entsprechend den jeweiligen poli-
tischen Mehrheitsverhältnissen getroffene Entscheidungen mehr 
akzeptiert werden als von einer Behörde. Siehe auch Meessen, 
DÖV 1970, 314, 319, wonach die Gefahr von Pauschalentschei-
dungen und parteipolitisch motivierten Fehlentscheidungen be-
steht, wenn das Parlament selbst durch Gesetze Vollziehungsakte 
erlässt. Dazu, dass das Parlament für solche Entscheidungen struk-
turell weniger gut geeignet ist, schon Kunig, Jura 1993, 308, 313.



gen, den verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz bei gewis-
sen Infrastrukturprojekten partiell auszuschließen, kritisch 
betrachtet. Ist es wirklich sinnvoll, wenn es zwar keinen 
direkten Rechtsschutz gegen das jeweilige Maßnahmenge-
setz gibt, aber aus unionsrechtlichen Gründen jedenfalls ein 
Inzidentrechtsschutz zur Verfügung stehen muss, der zu ei-
nem späten Zeitpunkt einsetzt, voraussichtlich langwieri-
ger wäre und dem angestrebten Ziel der Rechtsschutzver-
kürzung zuwiderläuft? Auch hinsichtlich des angestrebten 
Ziels, eine Steigerung der Akzeptanz in der Bevölkerung 
für diese Vorhaben aufgrund der Entscheidung durch das 
Parlament zu erreichen, ist das Gesetz als wenig dienlich 
einzustufen. 115 Gerade die Rechtsschutzgarantie des Art. 19 
Abs. 4 S. 1 GG belegt, dass den Gerichten bei der Beile-
gung von Konflikten eine zentrale Rolle zukommt. 116 Eine 
– wenn auch nur durch eine Instanz erfolgende – intensive 
Überprüfung normativ angeleiteter Entscheidungen durch 
unabhängige Richter dient deren Akzeptanz. Da gerade 
im Bereich von Infrastrukturmaßnahmen das Beschleuni-
gungspotenzial in Bezug auf Umweltrechtsbehelfe weitge-
hend ausgeschöpft ist, kann ein Beitrag zur Beschleunigung 
insbesondere durch eine adäquate personelle und sachliche 
Ausstattung der Verwaltungsgerichtsbarkeit erreicht wer-
den. 117 Schließlich ist es nicht gerade vertrauenserweckend, 
wenn Individualkläger und Umweltorganisationen zwar 
bei Kleinvorhaben einen effektiven gerichtlichen (Um-
welt-)Rechtsschutz erlangen können, ihnen aber bei den 
viel bedeutsameren Großvorhaben gar kein fachgerichtli-
cher Rechtsschutz zur Verfügung stehen soll.

2.5 Bedenken im Hinblick auf die AK

Da sowohl der nationale als auch der Unionsgesetzgeber an 
die AK gebunden sind, dürfen die in Rede stehenden Vor-
schriften nicht im Widerspruch zu dieser ausgelegt werden. 
Zutreffend wird darauf aufmerksam gemacht, dass Art.  2 
Nr. 2 S. 2 AK gar nicht den pauschalen Ausschluss bestimm-
ter Staatsorgane von der Geltung der AK bezweckt, sondern 
darauf abzustellen ist, in welcher Eigenschaft die jeweilige 
Stelle tätig wurde. 118 Die hier vertretene Haltung deckt sich 
mit einer Entscheidung des ACC vom 23. 10. 2013, bei der 
es sich auf den Standpunkt stellte, „[i]n the present case, 
however, the Parliament is no longer ‚acting‘ in a legislative 
capacity, but rather as the ‚public autority‘ authorizing a pro-
ject. […] The Committee observes that if all large-scale pro-
jects were subject to parliamentary authorizations procedure 
and evoked article 2, paragraph 2, of the Convention, then 
there is a risk that important projects would never be subject 
to the public participation requirements of the Convention 
and this would run counter its objectives“. 119 Wie man an 
dieser Aussage erkennen kann, kommt es für das Handeln in 
gesetzgebender Eigenschaft nicht auf die Bezeichnung der 
Maßnahme an, sondern ist dafür eine inhaltliche, materielle 
Betrachtung vorzunehmen. 120

In derartigen Konstellationen müssen also u. a. Um-
weltschutzvereinigungen gemäß Art.  9 Abs.  2 S.  1 AK 
Rechtsschutz erlangen können. Der mit dem MgvG zu-
nächst intendierte völlige Ausschluss des Rechtsschutzes 
von Umweltvereinigungen würde sich damit kaum in Ein-
klang bringen lassen. Es wird sich erst erweisen müssen, 
inwieweit ein gegen Maßnahmengesetze eröffneter Inzi-
dentrechtsschutz mit dieser Konventionsnorm in Einklang 
steht. Teilweise wird dies angenommen. 121 In Bezug auf 
Art. 9 Abs. 3 AK meinte das ACC, dass dieser den Mit-
gliedstaaten zwar einen Spielraum bezüglich der Mitglieder 
der Öffentlichkeit, nicht aber gleichermaßen hinsichtlich 
der anfechtbaren Handlungen eröffne. Da die Vorschrift 
aber keine spezifischen Anforderungen dazu mache, in wel-
chem Stadium eine Handlung angreifbar sein müsse, stellte 
es sich auf den Standpunkt, dass eine inzidente Überprü-
fung im Rahmen einer darauf basierenden Entscheidung 
ausreichen könne, aber nicht stets muss, etwa weil es keine 

nachgelagerten überprüfbaren Entscheidungen gibt. 122 Es 
ist also keineswegs ersichtlich, dann aus der Möglichkeit des 
Inzidentrechtsschutzes auf die Vereinbarkeit mit Art. 9 AK 
zu schließen. Dafür, dass ein Inzidentrechtsschutz grund-
sätzlich konventionskonform sein könnte, spricht die of-
fen gehaltene Formulierung in Art. 9 Abs. 2 AK „Zugang 
zu einem Überprüfungsverfahren“. Andererseits deutet der dort 
enthaltene Zusatz „um die materiell-rechtliche und ver-
fahrensrechtliche Rechtmäßigkeit von Entscheidungen […] 
anfechten zu können“ darauf hin, dass den Vertragsparteien 
der sich geradezu aufdrängende unmittelbare Rechtsschutz 
gegen die jeweilige Entscheidung vor Augen gestanden ha-
ben dürfte. Es ist nicht ausgeschlossen, dass das ACC die 
Rechtslage im Hinblick auf Art. 9 Abs. 2 AK anders als in 
Bezug zu Art. 9 Abs. 3 AK beurteilen wird. Denn Art. 9 
Abs. 2 AK betont den weiten Zugang zu Gericht und ent-
hält weiterhin die Regelung, dass dieser die Möglichkeit 
eines vorangehenden Überprüfungsverfahrens vor dem ge-
richtlichen Verfahren unberührt lässt. Auch diese Vorgabe 
bezieht sich direkt auf die Überprüfung der jeweiligen Ent-
scheidung, darum geht es aber bei Forderungen nach einem 
Baustopp gerade nicht. 

Im Übrigen sei daran erinnert, dass Art. 9 Abs. 4 S. 1 
AK einen angemessenen und effektiven Rechtsschutz vor-
gibt. Zwar lässt die Aarhus-Konvention ebenso wie die als 
deren Umsetzung anzusehende Vorgabe des Art. 11 Abs. 2 
UVP-Richtlinie, wonach die Mitgliedstaaten festlegen, 
in welchem Verfahrensstadium die Entscheidungen ange-
fochten werden können, hinsichtlich des Zeitpunkts des 
Rechtsschutzes einen Gestaltungsspielraum. Je später aber 
der Zeitpunkt des Rechtsschutzes hinausgeschoben wird, 
desto eher besteht die Gefahr der Schaffung irreversibler 
Maßnahmen und kann von einer effektiven Durchsetzung 
des Umweltrechts und von einem effektiven Rechtsschutz 
immer weniger die Rede sein, insbesondere wenn man auf 
den Zeitpunkt eines Baustopps abstellt. Auch besteht bei 
dem erst spät einsetzenden Zeitpunkt für den gerichtlichen 
Rechtsschutz die Gefahr, dass der sowohl von der AK als 
auch dem Unionsrecht angestrebte enge Bezug zwischen 
der Öffentlichkeitsbeteiligung und dem Rechtsschutz zu 
stark gelockert ist. 123 Insgesamt lassen sich daher durchaus 
Argumente dafür finden, dass im Anwendungsbereich des 
Art. 9 Abs. 2 AK ein direkter Rechtsschutz gegen das Maß-
nahmengesetz eröffnet sein muss.

2.6 Kommissionsvorschlag zur schnelleren Realisierung  
von TEN-V-Vorhaben

Ohne Klärung der Rechtsschutzfrage ist ein unionsrechts-
konformer Erlass der Maßnahmengesetze nicht möglich. 
Da im Moment auf Unionsebene über einen Vorschlag der 
EU-Kommission über die Straffung von Maßnahmen zur 
rascheren Verwirklichung des transeuropäischen Verkehrs-
netzes beraten wird, 124 wonach in Bezug auf die erfassten 
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Vorhaben sowohl spezifische verfahrensrechtliche Vorga-
ben als auch solche zu den Behörden zu erwarten sind, 
wäre auch in dieser Hinsicht zu überlegen, ob der erwo-
gene neue Weg nicht in Bälde zu weiteren unionsrechtli-
chen Problemen führen wird. Selbst wenn der Vorschlag 
der Kommission keine Rechtsschutzregelung enthält, fin-
det sich bei den Gründen und Zielen des Vorschlags die 
Äußerung, dass die vorliegende Initiative im Hinblick auf 
die Durchführung von TEN-V-Infrastrukturvorhaben den 
Zugang zur Justiz gewährleistet. 125 Der Vollständigkeit hal-
ber sei darauf hingewiesen, dass der EuGH die nationalen 
Gerichte hinsichtlich der Frage der Anwendung nationa-
len Umweltrechts bei der Durchführung eines Vorhabens 
von gemeinsamen Interesse aufgrund der Leitlinien für 
die transeuropäische Energieinfrastruktur für verpflichtet 
hielt, das nationale Verfahrensrecht so weit wie möglich im 
Einklang mit den Zielen der Art. 9 Abs. 3, 4 AK auszulegen 
(keine übermäßig teuren Gerichtsverfahren). 126

3. Wiedereinführung der materiellen Präklusion 
auch bei Art. 9 Abs. 2 AK in modifizierter Gestalt?

Das Bundesministerium für Verkehr und Infrastruktur hat 
im Herbst 2019 zudem ein Rechtsgutachten zur Wiederein-
führung der materiellen Präklusion im Anwendungsbereich 
von Art. 9 Abs. 2 AK erstellen lassen. 127 Anders als erwartet 
war aber in dem am 8. 11. 2019 im Bundesrat eingebrach-
ten Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Beschleunigung 
von Planungs- und Genehmigungsverfahren im Verkehrs-
bereich 128 keine Regelung zur Wiedereinführung der mate-
riellen Präklusion enthalten. Erst im Zuge der Empfehlung 
der Ausschüsse des Bundesrates wurde der Wunsch geäußert, 
in das AEG, FStrG und das Bundeswasserstraßengesetz wie-
der eine Regelung zur materiellen Präklusion aufzunehmen, 
aber in modifizierter Gestalt gegenüber der vom EuGH 2015 
beanstandeten Regelung. Nach diesem Vorschlag müssten 
Einwendungen in den Planfeststellungsverfahren bis zwei 
Monate nach Ablauf der Auslegungsfrist erhoben werden. 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist wären sowohl für das Ver-
fahren über die Zulässigkeit des Vorhabens als auch in einem 
nachfolgenden verwaltungsgerichtlichen Verfahren alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen und die auf Grundlage der aus-
gelegten Unterlagen vernünftigerweise hätten vorgetragen 
werden können. 129 § 7 Abs. 4 UmwRG würde im Rechtsbe-
helfsverfahren gegen einen Planfeststellungsbeschluss oder 
eine Plangenehmigung keine Anwendung finden. 130 

Ziel der vorgeschlagenen Regelungen ist es, im Hin-
blick auf den Klimaschutz bestimmte Infrastrukturprojekte 
schneller voranzutreiben. 131 Indem im Ergebnis ein Zeit-
raum von drei Monaten für die Erhebung von Einwendun-
gen zur Verfügung steht, verspricht man sich eine Erhöhung 
der Qualität der Einwendungen und Stellungnahmen, „so 
dass auf dieser Grundlage eine umfassendere Sachverhalts-
aufklärung bei gesteigerter Prüftiefe und Problemlösung im 
Verwaltungsverfahren erfolgen kann“. 132 Aus Sicht eines In-
formationsverwaltungsrechts lassen sich derartige Vorschrif-
ten als Informationsstoppregeln mit der Folge deuten, 133 
dass einer Zulassungsentscheidung ab einem bestimmten 
Zeitpunkt keine neuen Tatsachen oder Erkenntnisse mehr 
entgegengehalten werden können. 134 Nach Meinung des 
empfehlenden Ausschusses sei durch diese Ausgestaltung si-
chergestellt, „dass die Gerichte die Norm bezogen auf die 
Substantiierungslast im Einzelfall verhältnismäßig und da-
mit unionsrechtskonform handhaben können“. 135

3.1 Unionsrechtliche Zulässigkeit der Wiedereinführung  
der materiellen Präklusion?

Zur Begründung dieser vor dem Hintergrund der Um-
wRG-Novelle überraschenden Wendung wird auf die 
Protect-Entscheidung des EuGH verwiesen, in der dieser 

die verfahrensrechtlichen Regelungen im Anwendungsbe-
reich der AK unter Berücksichtigung der unionsrechtlichen 
Rechtsschutzgarantie weiter präzisiert hat. 136 Der dortige 
Standpunkt des EuGH, dass Präklusionsregelungen dem 
von Art.  9 Abs.  4 AK vorgegebenen angemessenen, fai-
ren, gerechten und zügigen Rechtsschutz Rechnung tragen 
würden und die Rechtsschutzgarantie des Art. 47 GRCh 
unter Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ein-
schränkbar sei, treffe für andere, Art. 9 Abs. 2 AK unter-
fallende Präklusionsregelungen gleichermaßen zu. 137 Da 
nach Einschätzungen im Schrifttum die Rechtsprechung 
des EuGH tendenziell kasuistisch, kontextbezogen und re-
gelmäßig auch nicht so ausführlich begründet sei, sei die 
Entwicklung divergierender Rechtsprechungslinien durch 
den EuGH für gewisse Übergangszeiträume nicht unge-
wöhnlich, bevor gewisse Grundsatzfragen im Zuge eines 
gerichtlichen Klärungsprozesses umfassend beantwortet 
würden. 138 Mit anderen Worten geht man davon aus, dass 
die Rechtsprechung des EuGH zur materiellen Präklusion 
im Umweltrecht noch nicht ausreichend konsolidiert ist 
und hofft darauf, dass sich dieser in einem zweiten Anlauf 
von seiner Entscheidung in der Rechtssache C-137/14, in 
der er die materielle Präklusion in § 2 Abs. 3 UmwRG a. F. 
als unionsrechtswidrig einstufte, distanzieren wird.

Richtigerweise wird man den Ausgang eines solchen Ver-
fahrens vor dem EuGH schwer einschätzen können, zumal 
die Ausgestaltungen von Art. 9 Abs. 2 und Abs. 3 AK variie-
ren. So ist der Spielraum der Vertragsparteien aufgrund der 
in Art. 9 Abs. 3 AK im innerstaatlichen Recht festzulegen-
den Kriterien größer. Während Art. 9 Abs. 3 AK lediglich 
eine gerichtliche Kontrolle der Einhaltung umweltbezoge-
ner Rechtsvorschriften verlangt, ist die Überprüfungsbe-
fugnis der Gerichte bei Art. 9 Abs. 2 AK umfassend. Weil 
Art. 11 Abs. 3 UVP-Richtlinie und Art. 9 Abs. 2 UAbs. 2 
AK die Notwendigkeit eines weiten Gerichtszugangs beto-
nen und dadurch der Ermessensspielraum der Mitgliedstaa-
ten eingeschränkt wird, 139 eine solche Formulierung aber 
bei Art.  9 Abs.  3 AK fehlt, gibt es durchaus eine Reihe 
von Argumenten zur plausiblen Erklärung der unterschied-
lichen Bewertung der Unionsrechtskonformität der mate-
riellen Präklusion durch den EuGH. 140 Angesichts dessen, 
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dass es durchaus Stimmen gibt, die eine materielle Präklu-
sion im Bereich des Art. 9 Abs. 3 AK für unionsrechtswidrig 
erachten, 141 ist auch nicht völlig auszuschließen, dass die er-
hoffte Konsolidierung durch den EuGH in die umgekehrte 
Richtung ausgeht, d. h. der materiellen Präklusion im Be-
reich des Umweltrechtsschutzes ein Ende bereitet wird. 

3.2 Folgen für die Praxis

In der Stellungnahme des Bundesrats vom 20. 12. 2019 zum 
Entwurf des sog. Planungsbeschleunigungsgesetzes II fin-
den sich – anders als von den Ausschüssen angeregt – keine 
Regelungen zur Wiedereinführung der materiellen Präklu-
sion. Dies ist in der Anhörung vor dem Verkehrsausschuss 
des Deutschen Bundestages zum Teil bedauert worden. 142 
Auch ist die Forderung der FDP-Fraktion in einem An-
trag vom 17. 12. 2019 zur Wiedereinführung der bewährten 
Präklusionsregelung zur zeitlichen Beschränkung von Ein-
wendungen in europarechtskonformer Weise 143 ohne Er-
folg geblieben. Indem der Gesetzgeber sich nicht zur Wie-
dereinführung der materiellen Präklusion im Umweltrecht 
entschieden hat, wird der Gefahr einer weiteren Unions-
rechtswidrigkeit des deutschen Rechts zuvorgekommen. 
Die nationalen Gerichte wären bei einer solchen Neure-
gelung in eine missliche Lage geraten. Sie hätten die Wahl 
gehabt, eine derartige materielle Präklusion, weil sie von 
ihrer Unionsrechtswidrigkeit überzeugt sind, entsprechend 
der EuGH-Rechtsprechung einfach unangewendet zu las-
sen oder ein Vorlageverfahren an den EuGH zu starten. 

Es gibt gute Gründe, zunächst die Entscheidung des EuGH 
in einem Vorlageverfahren der niederländischen Rechtbank 
Limburg an den EuGH in der Rechtssache C-826/18 abzu-
warten, ob das Unionsrecht einer nationalen Regelung ent-
gegensteht, die den Gerichtszugang gegen einen Bescheid 
für die betroffene Öffentlichkeit ausschließt, wenn ihr be-
rechtigterweise der Vorwurf gemacht werden kann, keine 
Einwendungen gegen den Entscheidungsentwurf oder Teile 
davon vorgebracht zu haben. Da auch die niederländische 
Regelung einem Entweder-Oder-Prinzip zu folgen scheint, 
bleibt abzuwarten, ob sich aus dieser Entscheidung tatsäch-
lich valide Rückschlüsse zur Beurteilung der Unionsrechts-
konformität der Wiedereinführung modifizierter deutscher 
Präklusionsnormen ziehen lassen. 144 Ein weiteres Gefahren-
potenzial eines solchen Vorhabens könnte schließlich daraus 
resultieren, dass neben den materiellen Präklusionsvorschrif-
ten das zur Eindämmung der Folgen der EuGH-Entschei-
dung in der Rs. C-137/14 erlassene Arsenal an Regelungen 
(§ 4 Abs. 1b, § 6 UmwRG, § 7 Abs. 5 UmwRG) weiterhin 
anwendbar bleibt und der Umweltrechtsschutz dadurch ins-
gesamt zu restriktiv ausgestaltet sein könnte.

4. Fazit

Angesichts der Dauer von Planungsverfahren in Deutsch-
land ist es in der Tat auch aus rechtlichen Erwägungen an-
gebracht, über Möglichkeiten zur rascheren Realisierung 
von Infrastrukturvorhaben nachzudenken. Beide hier vor-
gestellte Überlegungen – Entscheidungen über diese per 
Maßnahmengesetz sowie eine mögliche Rückkehr zur ma-
teriellen Präklusion – sind unions- und völkerrechtlich äu-
ßerst bedenklich. Gerade wegen dieser Bedenken steht zu 
erwarten, dass sich aufgrund solcher nur unter Involvierung 
des EuGH zu klärenden Fragen die jeweiligen Infrastruk-
turvorhaben eher langsamer realisieren lassen. Alternative 
Mittel zur Beschleunigung der Verfahren, wie etwa eine 
bessere Personalausstattung der Verwaltung 145 und/oder 
der Gerichte, bleiben leider weiterhin ausgeblendet.

Anlässlich der anvisierten Überarbeitung der Aarhus-
Verordnung (EG) Nr.  1367/2006 beabsichtigt die Kom-

mission anscheinend, einerseits den Zugang zur adminis-
trativen und gerichtlichen Überprüfung auf Unionsebene 
zu erleichtern und andererseits Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Zugangs zur Justiz vor den nationalen Gerichten 
in allen Mitgliedstaaten zu ergreifen. 146 In diesem Kontext 
hat der Verkehrsausschuss des Bundesrates die Bundesre-
gierung gebeten, neben der Erfüllung der Vorgaben der 
AK auf die Sicherstellung zügiger und rechtssicherer Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren zu achten. 147 Um die 
aus Gründen des Klimaschutzes dringend erforderlichen 
Verkehrsinfrastrukturprojekte verwirklichen zu können, 
wird eine europarechtskonforme Anpassung der gericht-
lichen Kontrolldichte vorgeschlagen. 148 Ferner sollten In-
frastrukturvorhaben, deren Notwendigkeit vom Gesetz-
geber festgestellt wurde, auch realisierbar sein, wenn der 
Planfeststellungsbeschluss lediglich wegen eines beheb-
baren Verfahrensfehlers rechtswidrig ist, und die in dem 
MgvG angelegte Planung durch den Gesetzgeber soll selbst 
für weitere geeignete Sachverhalte weiterentwickelt wer-
den, etwa durch Festlegung der Vorzugsvariante auf der 
Grundlage einer geeigneten Strategischen Umweltprüfung 
durch Bundesgesetz. 149 Ob derartige Ansinnen letztend-
lich Berücksichtigung finden, bleibt abzuwarten. Das zen-
trale und auch nicht abzustreitende Bedürfnis nach schnel-
len und zügigen Planungs- und Genehmigungsverfahren 
darf aber letztlich nicht dazu führen, dass immer mehr Ver-
waltungsentscheidungen auf den nach seiner Ausstattung 
und Struktur dafür weniger geeigneten Gesetzgeber ver-
lagert werden 150 und der Rechtsschutz dadurch weitestge-
hend ausgehöhlt wird. 
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